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Ministerin Grimm-Benne widerspricht
höheren Kita-Beiträgen für Familien

Sozialministerin Grimm-Benne warnt vor höheren Kita-
Beiträgen in Sachsen-Anhalt und mahnt an, dass Familien

nicht belastet werden dürfen.

Kita-Beiträge im Fokus
Finanzielle Belastungen für Familien im
Diskurs

Die Diskussion um die Kita-Beiträge in Sachsen-Anhalt nimmt
eine zentrale Rolle im politischen Alltag ein. Sozialministerin
Petra Grimm-Benne setzt sich vehement gegen eine mögliche
Erhöhung der finanziellen Belastungen von Familien ein. Sie
betont, dass eine Erhöhung der Beiträge nicht nur ungerecht
wäre, sondern auch langfristige negative Auswirkungen auf die
Gesellschaft im Allgemeinen haben könnte. 

Der Vorschlag unter der Lupe

Im Rahmen der aktuellen Haushaltsberatungen diskutieren die
Koalitionspartner CDU und FDP, die Regelung zur
Geschwisterkinderminderung zu ändern. Der Vorschlag sieht
vor, dass Familien künftig für das jüngste Kind und nicht mehr
für das älteste Kind zahlen sollen. Obwohl dieser Ansatz das Ziel
verfolgt, die Gesamtausgaben für die Kinderbetreuung um rund



18 Millionen Euro zu senken, könnte dies für viele Familien zu
höheren Kosten führen. Dies insbesondere, da die Betreuung in
der Krippe für Kinder unter drei Jahren oft teurer ist, was die
Kosten für Familien in die Höhe treiben würde. 

Bedeutung für die Gesellschaft

Die Diskussion um die Kita-Beiträge ist mehr als nur eine
finanzielle Angelegenheit; sie reflektiert tiefere soziale
Fragestellungen. Familien mit mehreren Kindern könnten durch
diese Änderungen überproportional belastet werden. Dies
könnte dazu führen, dass weniger Kinder in die frühkindliche
Bildung gehen, was nicht nur für die betroffenen Familien eine
Herausforderung darstellt, sondern auch die zukünftige
Entwicklung des Landes beeinträchtigen könnte. „Wir müssen
Familien unterstützen, nicht belasten“, so die Sozialministerin. 

Die finanziellen Hintergründe

Die finanziellen Mittel, die Sachsen-Anhalt für die
Kinderbetreuung benötigt, haben sich in den letzten Jahren
erheblich erhöht. Während 2013 nur 205 Millionen Euro
eingeplant waren, schätzt das Sozialministerium, dass bis 2026
rund 585 Millionen Euro verantwortlich gemacht werden
müssen. CDU-Fraktionschef Guido Heuer sieht in diesen
Entwicklungen die Grenzen der Leistungsfähigkeit des Landes.
Eine befürchtete Sparpolitik könnte somit schwerwiegende
Konsequenzen für die strukturelle Unterstützung von Familien
mit Kindern nach sich ziehen. 

Gegner der Reform

Die Opposition, vertreten durch die Linke, lehnt die
vorgeschlagenen Änderungen entschieden ab. Fraktionschefin
Eva von Angern kritisiert die Koalition dafür, mögliche
Einsparungen zu Lasten der Kinderbetreuung anzustreben,
während an anderer Stelle unnötige Ausgaben gemacht werden.



Ihrer Meinung nach sollte die Beitragsfreiheit für die Kita ab
2026 eine realistische Perspektive sein. 

Schließlich bleibt die Frage, wie die gängigen Diskussionen um
die Kita-Beiträge in Sachsen-Anhalt weiterverlaufen werden. Die
Schwierigkeiten, die Familien momentan gegenüberstehen,
sollten nicht unterschätzt werden, und eine stabilere sowie
transparente Lösung könnte für viele zur Priorität avancieren. 
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